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Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 11„ Senat des Bundeseozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 19° Januar 1966

durch

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n ,
'

— Vorsitzender —

. ' Bundesrichterin Dro S c h w a r z,

Bundesrichter S o n n e n b e r g ,
Bundessozialrichter Dr„ B a u m a n n ,
Bundessozialrichter B l o b e l

‚für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 90 Dezem—

ber 1964 wird zurückgewiesen„

Adßergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno
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G r ü n d e
———————————— _

Die Klägerin, geboren am 24° Juni 1950, entrichtete auf

einer am 50; Januar 1956 vom Versicherungsamt der stadt
München ausgestellten Versicherungskarte Nr„ 1 56 frei—

„willige Monatsbeiträge zur Angestelltenversicherung für

die Zeit vom Januar 1954 bis Dezember 1956° Die 17 Marken,

die sie für die Zeit vom Januar 1954 bis Mai 1955 verwen—

dete, tragen den Aufdruck "56", die übrigen den Aufdruck

"57"° Auf einer im Januar 1957 au3gestellten Versicherungs—
karte Nr° 2 entrichtete die Klägerin 1958 und 1959 weitere

Beiträge für die Zeit ab Januar 1957° ' 7

Mit Bescheid vom 150 April 1960 verneinte die Beklagte die

Berechtigung der Klägerin zur freiwilligen Versicherung

(selbstversicherung) nach Art„ 2 5 5 des Angestelltenver—

sicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG)a Der Wider5pruch

der Klägerin wurde durch Bescheid vom 14°April1952 zurück—

gewiesen° Mit der Klage begehrte die Klägerin, "die Beklagte

zu verurteilen, die Fortsetzung der Selbstversicherung zu

-gestatten"e Das Sozialgericht (SG) München wies die Klage

ab (Urteil v0m 7° Juni 1962)° Die Berufung wies das Bayeri—
sche Landessozialgericht (LSG) zurück (Urteil vom 9° Dezem—

ber 1964): Nach Art° 2 5 5 AnVNGmüsse mindestens ein Bei—
trag 393 dem 10 Januar 1956 "entrichtet" sein° "Entrichten"

bedeute den tatsächlichen Erwerb und die tatsächliche Ver—

wertung eines Beitrags in einer Versicherungskarte; die

Frage, für welchen Zeitraum Beiträge wirksam (nach—) ent—

richtet werden könnten und damit anzurechnen seien7 habe

hiermit nichts zu tun° Diese Auslegung entsPreche der

Recht3prechung des Bundessozialgerichts (BSG) zu Arte 2

5 41 AnVNG, sie sei nach dem Beschluß des Bundesverfassungs—

gerichts (BVerfG) vom 11° Oktober 1962 auch "verfassungs—
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konform"° Das LSG ließ die Revision zuo Das Urteil wurde

der Klägerin am 29° Januar 1965 zugestellto

nm 190 Februar 1965 legte die Klägerin Revision ein, sie

beantragte,

das Urteil des Bayerischen L5G vom 90 Dezem—

ber 1964 und das Urteil des SG München von

7° Juni 1962 sowie den Widerspruchsbescheid

vom 140 April 1962 und den Bescheid vom 150

April 1960 aufzuheben und die Beklagte zu

verurteilen, der Klägerin die Fortsetzung der

delbstversicherung zu gestatten, hilfsweise‚

die Suche zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Zur Begründung trug sie vor, das LSG habe Art„ 2 5 5 AnVNG

verletzt° Die Klägerin habe nach 5 190 des Angestellten—

versicherungsgesetzes (AVG) in der Fassung vor dem 10 Januar

1957 (ap) wirksam freiwillige Beiträge für die Jahre 1954
und 1955 nachentrichtet‚ damit Seien auch die Voraussetzungen

des Art„ 2 5 5 AnVNG erfüllt° Die Klägerin habe darauf ver—
trauen dürfen, daß die Berechtigung zur Selbstversicherung

nicht rückwirkend beseitigt werde°

Die Beklagte beantragte?

die Revision zurückzuweiseno

Sie verwies auf die Gründe des angefochtenen Urteils, auf

die Entstehungsgeschichte des Art„ 2 5 5 AnVNG und auf die

_
Recht5prechung des BSG zu Arte 2 5 41 AnVNG„

II

Die Revision der Klägerin ist zulässig (55 162 Abso 1 Nr„ 1,
164 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°Sie ist jedoch nicht

_
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begründet° Das LSG hat zu Recht den Bescheid vom 150 April

1960 in der Fassung des Widerspruchsbescheids vom 140 April

1962 für rechtmäßig gehalten°

Unstreitig ist, daß die Klägerin nie pflichtversichert ge—

wesen ist und daß sie die Marken, die sie für die freiwillige

Versicherung in den Jahren 1954 und 1955 verwendete, erst

Ende Januar 1956 erworben und verwertet hat° Die Klägerin

ist jedoch zu Unrecht der Meinung, der Begriff des "Ent—

richtens" von Beiträgen in Art° 2 $ 5 AnVNG decke sich mit

den Voraussetzungen, von denen die Wirksamkeit nachentrich—

teter Beiträge nach @ 190 AVG aF in Verbindung mit 5 1442 der

Reichsversicherungsordnung (RVG) aF abhängig gewesen sei

und von denen sie nach @ 140 AVG nF, @ 1418 RVO nF im wesent—

lichen auch weiterhin abhängig ist°

Die Rentenversicherungs—Neuregeluhgsgesetze sind am 25° Fe—

bruar 1957 verkündet worden und am 1° Januar 1957 in Kraft

getreten° Nach Art° 2 5 5 Abs° 1 Satz 1 AnVNG kann die Selbst—

versicherung in der Rentenversicherung der Angestellten — ner

in dieser Vorschrift auch geregelte Fall der Weiterversiche—

rung steht hier nicht zur Entscheidung - fortsetzen, wer diese

Versicherung gemäß 5 21 AVG aF "durch Entrichtung eines Bei—
trages_vor dem 1° Januar 1956 begonnen hat"; die entsprechen—

de Regelung enthält Art° 2 5 4 Abs„ 1 Satz 1 des Arbeiter—
rentenversicherungs—Neuregelungegesetzes (ArVNG) für die

Berechtigung zur Fortsetzung der Selbstversicherung in der

Rentenversicherung der Arbeiter° Beide Vorschriften machen

das Recht zur Fortsetzung der Selbstversicherung von einem

Stichtag abhängig; dieser Stichtag liegt 233 dem Inkraft—

' treten der Neuregelungsgesetze° Die Rechtsposition der Ver—

sicherten, die die Selbstversicherung nach dem 51° Dezember

1955 begonnen haben, ist damit in einem für die Versicherten

entscheidenden Teil, nämlich in dem Vertrauen darauf, das

Versicherungsverhältnis fortsetzen zu dürfen, nachträglich

.. 2 _
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entwertet worden° Mehrere Gerichte haben deshalb nach

Art° 400 Abs° 4 des Grundgesetzes (GG) das Bundesverfas—

sungsgericht zur Entscheidung darüber angerufen, ob die

genannten Vorschriften mit dem GG vereinbar sind, soweit

sie die Fortführung einer nach dem 54° Dezember 4955 be—

gonnenen Selbstversicherung nicht zulassen° Das BVerfG hat

am 44° Dezember 4962 beschlossen (vgl° BVerfG 44, 506 ff

— Azo: 4 BVL 44/58);

Art() 2 $ 5 Abso 4 Satz 4 des Gesetzes zur
Neuregelung des Rechts der Rentenversicherung

' der Angestellten vom 25„ Februar 4957 (BGBl I
88) ist, soweit er die Fortführung der nach dem

j4o Dezember 4955 in der Rentenversicherung der

Angestellten begonnenen Selbstversicherungen

ausschließt, mit dem Grundgesetz vereinbar°

Zur Begründung dieser Entscheidung hat das BVerfG auf sei—
nen Beschluß vom gleichen Tag zu Art° 2 $ 4 Abs° 4 Satz 4

anNG verwiesen (vgl° BVerfG 44, 288 ff — 4 BvL 22/57 —
= NJW 4965, 29 ff = SozR Nr° 9 zu „rt° 44 GG)° Die nntschei—

dungsformeln beider Beschlüsse sind im Bundesgesetzblatt

(I 744, 745) veröffentlicht worden° Nach % 54 Abso 2 Satz 4

des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG) hat damit

der vorfassungsgerichtliche nusspruch, daß diese Gesetzes—

vorschriften — in dem in den Entscheidungsforneln genannten

Teil — und die Verfassung miteinander vereinbar sind, Ge—

setzeskraft° In der Begründung der Entscheidung 4 BVL 22/57

_hat das BVerfG eingehend dargelegt, daß die Übergangsvor—

schrift des Art, 2 5 5 Abs„ 4 Satz 1 AhVNG(= Arto 2 s 4
Abs° 4 Satz 4 ArVNG) ”keinem Satz der geschriebenen Verfas—

sung, aber auch keinem der sie übergreifenden oder dureh—

dringenden allgemeinen Rechtsgrundsätze, namentlich nicht

dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit und dem Sozialstaats—

prinzip widerspricht" (vglo BVerfG 44, 280 ff, 506)„ Damit
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erübrigt es sich für den erkennenden Senat, auf das Vor—

bringen der Klägerin hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit

des Art° 2 5 5 Abs° 1 Satz 1 AnVNG einzugehen, soweit die

Klägerin sich grundsätzlich gegen die Beseitigung des Rechts

zur Fortsetzung der nach dem 510 Dezember 1955 begonnenen

Selbstversicherung wendet; das Vorbringen der Klägerin ent—

hält insoweit keine Gesichtspunkte, die nicht bereits das

BVerfG erörtert hat° In beiden Normenkontrollverfahren

haben indessen die Kläger des Ausgangsverfahrens — wie

auch in der vorliegenden sache - sich zwar erstmals nach

dem 51° Dezember 1955 eine Versicherungskarte ausstellen

lassen, sie haben Beitragsmarken erst im Jahre 1956 erwor—

ben, sie haben diese Marken aber für Zeiten entwertet, die

393 dem Erwerb der Beitragsmarken liegen, in beiden Fällen

sind nach den @@190 Abso 1 AVG aF, 1442 EVO aF Beiträge

naghentrichtet worden; dabei hat in der Sache 1 BvL 22/57

die Klägerin, ebenso wie in der vorliegenden sache, die_ujß

1956 erworbenen Beitragsmarken (Aufdruck 56), mit der Auf—
schrift 1955 (in der vorliegenden sache zum Teil auch mit

1954) entwertet° Das BVerfG ist davon ausgegangen, dies ge—
nüge nicht dem Erfordernis des Art; 2 5 4 AbS„ 1 ArVNG

Gärto 2 5 5 Abs° 1 AnVNG), daß die Belbstversicherung "durch

Entrichtung eines Beitrages vor dem 1° Januar 1956" begon—

nen sein müsse; "eine Nachentrichtung gemäß @ 1442 RVG aF
(der nach @ 190 Abs, 1 AVG aF auch im Recht der Angestell—

tenversicherung gilt) genügt nach dem klaren Wortlaut der

Bestimmung (des Art° 2 5 4 Abs° 1 Satz 1 ArVNG) hierfür
nicht"o Diese Auffassung des BVerfG ist allerdings'nicht

in der Entscheidungsformel zum Ausdruck gekommen, an der

"Gesetzeskraft" der Entscheidungsformel (@ 51 Abs° 2 BVerfGG)

nimmt sie daher nicht teil, sie hat aber auch keine bindende

Wirkung im Sinne von 5 51 Abs() 1 BVerng}° Zwar können®uch

die Entscheidungegründe an der binienden Wirkung des er—
kennenden Teils der Entscheidung teilnehmen, bindende Kraft
hat aber nur der Teil” der Begründung, "mit der der Tenor
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steht und fällt" (vgl° Geiger, Kommo zum BVerfGG, 4952,

Anmo 6 zu 5 54; Lechner, Kurzkomm° zum BVerfGG, 4954,

Anm„ 11 zu 5 54); dies trifft zwar für die Gründe der Ent—

scheidung insoweit zu, als sie die Verfassungsmäßigkeit

der in Frage stehenden Vorschriften, “soweit (sie) die

Fortführung der nach dem 540 Dezember 4955
o„„„„„ begon—

nenen Selbstversicherungen (ausschließen)", an der ge—

schriebenen Verfassung und an allgemeinen Rechtsgrundsätzen

messen, es trifft aber nicht zu, soweit sie erwägen, ob das

Recht zur Fortführung der delbstversicherung auch auf Bei—

träge gestützt werden kann, die nach dem 540 Dezember 4955

für Zeiten 13; dem 4, Januar 4956 wirksam naghentrichtet

sind, es handelt sich insoweit um eine ”präjudizielle Rechts—

frage“; ihre Beantwortung hat das BVerfG nicht in seine

Entscheidungsformel aufgenommen° Diese Frage ist bisher

auch vom BSG noch nicht entschiedenworden° Sie ist — in

Übereinstimmung mit dem BVerfG — zu verneineno_

Das BSG hat sich mit der Auslegung des Begriffs "entrich—

ten" (von Beiträgen) mehrfach im Zusammenhang mit den Vor—
‚schriften des Art, 2—542 ArVNG= Art° 2 5 41 AnVNGbeschäf—
tigt° Nach diesen Vorschriften kommt es — für den Anspruch

auf Gewährung von Rente nach dem für die Versicherten gün—

stigeren alten Recht — u„ao darauf an, daß aus den vor dem

4, Januar 4957 ”entrichteten" Beiträgen die Anwartschaft zu

diesem Zeitpunkt erhalten gewesen ist; insoweit ist darüber

zu entscheiden gewesen, ob Beiträge, die zwar nach dem 4,

Januar 4957 erworben und verwertet, aber nach 5 4442 RVO aF,

5 490 AVG aF für Zeiten 33; dem 40 Januar 4957 wirksam naeh:
entrichtet sind, die Durchführung der Vergleichsberechnung

nach altem Recht zulassen° In dem Urteil des 420 Senats des

BSG vom 250 November 4964 (BSG 45, 274, 274, 275) ist mit
eingehender Begründung dargelegt, daß Sozialvcrsicherungs—
gesetze, wenn sie von Beiträgen Sprechen, die bis zu einem
bestimmten Zeitpunkt ”entrichtet” sind, hierunter stets Bei—
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träge verstanden haben und verstehen, die bis dahin tatsäch—

lich geleistet worden sind; daß in diesen Gesetzen bewußt

unterschieden wird zwischen Zeiten, zu denen Beiträge entrich—

tet werden und Zeiten, 53; die Beiträge entrichtet werden,

und daß Beiträge, die für Zeiten vor dem Stichtag wirksam

nachentrichtet, jedoch tatsächlich erst (durch Erwerb und

Verwertung von Beitragsmarken) nach dem Stichtag erbracht

werden sind, nicht zu berücksichtigen seien (vgl° ferner die

hiermit übereinstimmenden Urteile des 4, Senats vom 4° Juli

4959, BSG 40, 459 f, 446, 447; vom 4, September 4962, BSG 48,

4 ff, 5; vom 460 Mai 4965, BSG 49, 455 ff, 4549 155; des 42°

Senats vom 290 März 4963 und des 4, Senats vom 42° September

4965, SozR Nr° 9 und Nr° 48 zu Art, 2 5 42 ArVNG)° Diese dem

Wortlaut und dem gesetzlichen Sprachgebrauch entsprechende

Auslegung des Begriffs "entrichten" in Art° 2 5 42 ArVNG = .lrto

- 2 S 44 AnVNG hält der erkennende Senat für zutreffend° Auch

soweit der Begriff in Art° 2 % 4 ArVNG, Art, 2 @ 5 AnVNG ge—
braucht ist, ist er nicht anders auszulegeno Für diese Auf—

fassung sprechen der Sinn und der Zweck der Vorschrift und

ihre Entstehungsgeschichte° In den Rentenversicherungs—Neu—

regelungsgesetzen ist ein der früheren Selbstversicherung

entsprechender freiwilliger Beitritt zur Rentenversicherung

nicht mehr vorgesehen° Dies beruht auf der Erwägung “daß die

$elbstversicherung ein Fremdkörper innerhalb der Versicher—

tengemeinschaft der unselbständigen Arbeitnehmer sei, Die

Renten der Arbeiter (und ebenso der Angestellten) sind in

'ihrem Aufbau und in ihren Leistungen auf die Verhältnisse
der unselbständigen Arbeitnehmer zugeschnitten, Personen,

die nicht zu den Arbeitnehmern gehören und deren Versicherungs—

bedürfnisse weitgehend anders geartet sind, können deshalb
_nicht in eine solche Versichertengemeinschaft einbezogen wer—

den, Zudem würde die Beibehaltung der Selbstversicherung zu
einer Häufung der schlechten Risiken führen und einen Nach—

teil der Pflichtversicherten bedeuten" (vgl° Deutscher Bundes—
tag, 2° WP 4955 zu Druckso Boöo, Bericht des sozialpolitischen

Ausschusses s, 2 und BVerfG aaO, 500)° Die Tendenz zur Ab—
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schaffung der Selbstversicherung ist frühzeitig bekannt

geworden, sie hat die berechtigte Befürchtung aufkommen

lassen? es werde noch vor Inkrafttreten der Neuregelungs—

gesetze ein Zustrom von Selbstversicherten einsetzen‚ der

bei uneingeschränkter Anerkennung auch der nach dem 510

Dezember 1955 begonnenen Selbstversicherungen auf eine Ver—

eitelung des mit der Abschaffung der Selbstversicherung ver—

folgten Ziels hinauslaufen werde (vglo zoBo Jantz/Zweng, Das

neue Recht der Rentenversicherung der Arbeiter und der An—
gestellten, Anm° I zu Art° 2 5 4 ArVNG, BVerfG aaO 500/502)°

“Die Übergangsvorschriften des Art„ 2 5 5 AnVNG, Art„ 2 5 4

ArVNG sind geschaffen werden, um dieses Ergebnis zu verei—

telno Zu den erst kurzfristig Selbstversicherten hat damals

auch die Klägerin gehörte Da die von ihr im Januar 1956 für
die Jahre 1954 und 1955 nachentrichteten freiwilligen Bei—

träge nach 3 190 AVG aF i„V°mo @ 1442 RVO aF für diese zu—
rückliegenden Zeiten noch wirksam gewesen sind‚ ist sie zwar
freiwilliges Mitglied der Angestelltenversicherung geworden

und geblieben‚ die Wirksamkeit der von der Beklagten nicht

beanstandeten 17 Beiträge für 1954 und 1955 wird durch ‚arto

2 5 5 AnVNG nicht berührto Die Klägerin kann im Hinblick auf

die Möglichkeit der späteren Aufnahme einer versicherunge—
pfli0htigen Beschäftigung und der damit später möglichen
Erfüllung der dartezeit diese Beiträge “stehen lassen” oder

sie kann nunmehr ohne zeitliche Einschränkung die Rückzah—

lung auch dieser Beiträge beantragen (vgl° die Vorschriften

des irto 2 5 2 Nro 2‚ 5 10 Abs° 1 Buchsto a des Rentenver—
sicherungs—■nderungsgesetzes vom 9° Juni 1965, die auch Arto

2 S 5 Abs„ 2 AnVNG mit Rückwirkung vom 1„ Januar 1957 an
geändert haben)° Die Klägerin kann aber nicht die gelbstver—

___... __..-

Bntrichtung eines Beitrages 395 dem 10 Januar 1956 begonnen

hat; (ebenso HanowéLehmann/Bogs, Komm° zur EVO, Anmo B 2 zu
@ 12jj; Hoern1gk/Jorks, Rentenversicherung, 1957, Anm° 11 zu

€ 1255 RVG, % 10 AVG; Jantz/Zweng, aaO, Anm„ I zu Art° 2 5 4
ArVNG; Verbandskommo Anm° 11 zu @ 1255 EVO)°
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Diese Auslegung des Art„ 2 5 5 Abso 1 Satz 1 AnVNG (Arto 2

5 4 Abso 1 Satz 1 ArVNG) steht nicht im Wider3pruch zum GG°

Da es nach den Entscheidungsformeln und den sie tragenden

Gründen der Beschlüsse des BVerfG nicht grundgesetzwidrig

ist, wenn Personen, die 9399 dem 510 Dezember 1955 freiwillig

in die Versicherung eingetreten sind und (ohne Nachentrich—

tung von Beiträgen) lgu£end für Zeiten 2993 dem 51° Dezember
1955 Beiträge entrichtet haben, von der Fortsetzung der

Selbstversicherung ausgeschlossen werden, muß dies auch gel—

ten, wenn Personen das Versicherungsverhältnis erst 2399 dem

51° Dezember 1955 mit der Nachentrichtung von Beiträgen für

Zeiten vor dem 1° Januar 1956 begonnen habenq

Das LSG hat daher zu Recht die Berufung der Klägerin gegen
das Urteil des SG zurückgewiesen° Die Revision der Klägerin

ist unbegründet und zurückzuweisenc

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 SGG°
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